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Antrag 

des Abg. Lindenschmid u. a. AfD 
 

Gibt es auch in Baden-Württemberg Handlungsanweisungen an Schulleitungen, 

wie mit Schülern umzuspringen ist, wenn diese strafrechtlich nicht relevante Bei-

träge in sozialen Netzwerken posten? 
 

 
Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen 

 

zu berichten, 

1. unter welchen Voraussetzungen in Baden-Württemberg eine Gefährderansprache erfolgt; 

 

2. ob und ggf. wie viele Gefährderansprachen an Schüler es in den letzten sechs Monaten aus 

welchen Gründen gegeben hat; 

 

3. ob und ggf. welche „rechten“ Vorfälle, welche die Polizei auf den Plan gerufen haben, es in 

den letzten sechs Monaten an Schulen gegeben hat; 

 

4. ob und ggf. wie viele „Aufklärungsgespräche mit präventivem Charakter“ die Polizei in den 

letzten sechs Monaten mit Schülern – oder allgemein mit Jugendlichen – wegen mutmaßlich 

rechter Verhaltensweisen oder Äußerungen geführt hat; 

 

5. ob es für solche „rechten Vorfälle“ an Schulen speziell geschulte Polizeibeamte für Gefährder-

ansprachen gegenüber Schülern gibt oder – wenn nicht – ob beabsichtigt ist, solche „Spezial-

beamte zum Kampf gegen rechts in der Jugend“ einzuführen; 

 

6. welche Verwaltungsvorschriften, Anweisungen, Rundschreiben oder dergleichen welchen Da-

tums es für die Schulleitungen zum Umgang mit Extremismus oder Verdachtsfällen auf Ext-

remismus an Schulen gibt; 

 

7. ob es in letzter Zeit in Baden-Württemberg eine Anweisung oder Ähnliches für die Schullei-

tungen gab, bei „rechten Verdachtsfällen“ das Kultusministerium sowie das zuständige staat-

liche Schulamt zu informieren und die Polizei zu verständigen, um diese Fälle auf rechtsextre-

mistische, verfassungsfeindliche Inhalte überprüfen zu lassen (oder vergleichbaren Inhalts, wie 

etwa in Mecklenburg-Vorpommern, wonach „die Polizei einzuschalten (ist), wenn bei Besitz, 

Erstellung und/oder Verbreitung von Textnachrichten, Fotos oder Videos ein strafrechtlicher 

Hintergrund nicht zweifelsfrei ausgeschlossen werden“ könne [Artikel „Schülerin aus Unter-

richt geholt – Erneuter Polizeieinsatz an Schule“ vom 19. März 2024 auf welt.de].); 

 

8. ob es Anweisung an die Schulleitungen gibt, verdächtiges Auftreten von Schülern, wie bei-

spielsweise das Tragen von Springerstiefeln, Bomberjacken oder Kleidung bestimmter Marken 

oder bestimmte Aufkleber auf Schultaschen und dergleichen „nach oben“ zu melden, sprich 

die Polizei, das zuständige Schulamt oder sonstige Stellen zu informieren; 

 

9. ob sie die Meinung des Leiters des Bundesamts für Verfassungsschutz, der Bundesinnenmi-

nisterin und der Bundesfamilienministerin teilt, dass auch nicht strafbare Äußerungen staats-

wohlgefährdend sein könnten und daher eine staatliche Verfolgung rechtens sei (so im Kontext 

der Vorstellung 13-Punkte-Plans „Rechtsextremismus entschlossen bekämpfen – Instrumente 

der wehrhaften Demokratie nutzen“); 

 



10. auf welcher Rechtsgrundlage, in welcher Weise und von welcher Behörde vorgeblich „rechte“ 

Äußerungen und Verhaltensweisen in Baden-Württemberg sanktioniert werden oder werden 

können, die nicht strafbar sind (im Kontext der Äußerung „Diejenigen, die den Staat verhöh-

nen, müssen es mit einem starken Staat zu tun bekommen“ von Innenministerin Faeser); 

 

11. inwieweit nach ihrer Ansicht eine „Verhöhnung des Staates“ vom Grundrecht der freien Mei-

nungsäußerung und der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts gedeckt ist. 

 

 

27.3.2024 

 

Lindenschmid, Goßner, Rupp, Balzer, Gögel AfD 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Am 27. Februar wurde im Richard-Wossidlo-Gymnasium in Ribnitz-Damgarten in Mecklenburg-Vor-

pommern eine 16-jährige Schülerin vor den Augen ihrer Mitschüler von drei Polizisten aus dem Unter-

richt geholt (genauer gesagt: der Direktor holte die Schülerin bei offener Tür aus dem Unterricht und die 

auf dem Flur wartenden Beamten waren dabei zu sehen und eskortierten die 16-jährige durch die Schule) 

 

Sie hatte sich vorgeblich nur zwei AfD-freundlicher Posts auf ihrem TikTok Account „schuldig“ gemacht: 

Sie postete – nach eigener Aussage – Schlümpfe zusammen mit einer Deutschlandkarte, auf der je nach 

AfD-Landtagswahlergebnis die Bundesländer verschieden intensiv blau gefärbt waren und dazu geschrie-

ben: „Die Schlümpfe sind blau – und Deutschland auch!“ (vgl. oben genannter Artikel) Zum andern hatte 

sie die Aussage getroffen, Deutschland sei kein Ort, sondern Heimat. Die Polizisten hätten sie nur auf 

diese beiden Äußerungen angesprochen.Nachgeschobene behördlich-staatliche Erklärungsversuche am 

19. März 2024 behaupten dagegen, der Schulleiter habe acht Posts von dritter Seite bekommen und die 

„Schlumpfsache“ habe gar keine Rolle gespielt. Hier steht insofern Aussage gegen Aussage. 

 

Der Schulleiter, dem angeblich acht Postings der Schülerin von dritter Seite zugespielt worden sein sollen, 

rief daraufhin die Polizei, die allerdings schon vor dem Eintreffen festgestellt habe, dass die beanstandeten 

Screenshots strafrechtlich nicht relevant seien. Dennoch kamen auf Wunsch des Rektors drei Polizeibe-

amte, führten die Schülerin aus dem Unterricht quer durch die ganze Schule bis zum Rektorat, wo ihr 

nahegelegt worden sei, solche Postings künftig zu unterlassen. Die Polizei verteidigte das als „Gefährder-

ansprache“ und verhältnismäßig. Ebenso der dortige Innenminister. Aus der Gefährderansprache wurde 

in nachträglichen behördlichen Erklärungsversuchen ein „Aufklärungsgespräch mit präventivem Charak-

ter“ (vgl. oben genannter Artikel).  

 

Die Mutter der Schülerin sagte aus, der Schulleiter habe sich telefonisch ihr gegenüber in der Weise ge-

äußert, dass die Schulleitungen per Schreiben aufgefordert worden seien, in „rechten Verdachtsfällen“ 

das Bildungsministerium sowie das staatliche Schulamt zu informieren und die Polizei zu verständigen, 

um diese Fälle auf rechtsextremistische, verfassungsfeindliche Inhalte überprüfen zu lassen. Darunter 

zähle auch das Tragen „verdächtiger Kleidung“. 

Bildungsministerin Simone Oldenburg (Linke) habe erklären lassen, Schulleitungen in Mecklenburg-

Vorpommern seien gehalten, „die Polizei einzuschalten, wenn bei Besitz, Erstellung und/oder Verbrei-

tung von Textnachrichten, Fotos oder Videos ein strafrechtlicher Hintergrund nicht zweifelsfrei ausge-

schlossen werden könne“ (vgl. oben genannter Artikel). 

 

Wer die Entwicklung verfolgte, musste den Eindruck gewinnen, dass von behördlich-staatlicher Seite 

nachträglich alles versucht wurde, die Ereignisse zu relativieren, die Behörden und Schulleitung aus der 

Schusslinie zu nehmen und die Schülerin zu belasten. Von beteiligten Behörden wurden die Postings ohne 

Erlaubnis der Mutter an die Medien gespielt, obwohl dies einen krassen Datenschutzverstoß darstellt, 

nach Meinung der Antragsteller, um aus der Defensive zu kommen und die Deutungshoheit wieder zu 

erlangen. Die Demütigung der Schülerin wurde als „Schlumpf-Posse“ verharmlost und das Mädchen be-

schuldigt, eindeutig rechtsradikal, wenngleich nicht strafbar, gepostet zu haben. 


